
Green NeGreen NeGreen NeGreen NeGreen Newswswswsws
Das Online-Magazin der Gewerkschaft der Polizei in BayernDas Online-Magazin der Gewerkschaft der Polizei in BayernDas Online-Magazin der Gewerkschaft der Polizei in BayernDas Online-Magazin der Gewerkschaft der Polizei in BayernDas Online-Magazin der Gewerkschaft der Polizei in Bayern

VVVVV. i . S . d . P. i . S . d . P. i . S . d . P. i . S . d . P. i . S . d . P. :. :. :. :. :
Gewerkschaft der Polizei
Landesbezirk Bayern
Satz und Layout: Markus Wimmer
E-Mail: wimmer@gdpbayern.de
Telefon: 089/578388-50
Telefax: 089/578388-9050

Seite 1

top@ktuell
Landesbezirk Bayern

AAAAAusgabe 7/20usgabe 7/20usgabe 7/20usgabe 7/20usgabe 7/201111100000
17. Dezember 2010
LandesvLandesvLandesvLandesvLandesvorororororsitzender Helmut Bahr und der neue GdP-Vsitzender Helmut Bahr und der neue GdP-Vsitzender Helmut Bahr und der neue GdP-Vsitzender Helmut Bahr und der neue GdP-Vsitzender Helmut Bahr und der neue GdP-Vorororororstand im Maximilianeumstand im Maximilianeumstand im Maximilianeumstand im Maximilianeumstand im Maximilianeum
Begleitet von unserem Ehrenvorsitzen-
den MdL Harald Schneider stellte sich der
in Regensburg neu gewählte Landesvor-
sitzende Helmut Bahr den verschiedenen
Parteien im Bayerischen Landtag vor.
Begleitet wurde er dabei von einem sei-
ner Stellvertreter, Koll. Carsten Linde-

mann und weiteren Mitgliedern des ge-
schäftsführenden Landesvorstandes. Mit
dabei war auch der neu in dem Landes-
vorstand aufgenommene POR Sepp
Mehringer aus Nürnberg, der ganz aktu-

ell zahlreiche Abgeordnete über die un-
endlichen Geschichten um den Neubau
der PI Nürnberg-Süd informierte. Seit über
20 Jahren warten die Kolleginnen und
Kollegen der PI Nürnberg-Süd auf einen
Neubau. Mit Büros in Containern versuch-
te man in den letzten Jahren über die

Runden zu kommen. Damit muss jetzt
Schluß sein, wetterte der Nürnberger GdP
Kreisvorsitzende.
Der Antrittsbesuch des neuen Vorstan-
des bei der CSU-Fraktion, der FDP-Frak-
tion und der SPD Fraktion (die Besuche
bei den Fraktionen FW und Bündnis 90/
Grüne wurden auf den Jan. 2011 termi-
niert) standen ganz unter dem Zeichen
der angekündigten Sparbeschlüsse des
Bayer. Kabinetts.
Im Gespräch mit der CSU-Fraktion erläu-
terte der Fraktionsvorsitzende Georg

Schmid zunächst die aktuelle Haushalts-
situation. Um das Ziel eines ausgegliche-
nen Haushaltes zu erreichen, müssen pro
Jahr 900 Mio. eingespart werden. Die Hälf-
te hiervon bei den Ausgaben für den öf-
fentlichen Dienst. Diese Hälfte soll über
eine Nullrunde in 2011, einer Wiederbe-

setzungssperre,
der Streichung
der Jubiläums-
zulage, der Aus-
setzung der Ein-
zahlungen in
den Versor-
gungsfond usw.
erreicht werden.
Als ein Grund-
satz wurde von
der CSU festge-
legt, dass in Leis-
tungen für
bereits beste-
hende Beam-
tenverhältnisse
nicht eingegrif-
fen werden darf.
Hierzu führte er
extra die Son-
derzahlung zu
Weihnachten
und die Leistun-
gen der Beihilfe
an. Auch soll die
42 Stunden-Wo-

che schrittweise 2012/2013 auf 40
Stunden zurückgeführt werden.
Helmut Bahr widersprach dem Fraktions-
vorsitzenden in seiner Replik wegen des
Sprachgebrauchs „Nullrunde“ und der Ein-
sparungen im Bereich der Beamten ener-
gisch. Eine „Nullrunde“ in 2011 bedeu-
tet für die Bayer. Polizeibeschäftigten und
die Versorgungsempfänger eine Minus-
runde, da sowohl der Strom, als auch die
Miete, das Benzin und die anderen Dinge
des täglichen Lebens teurer werden. Ge-
rade die Beamtinnen und Beamten des

VVVVVon links: Won links: Won links: Won links: Won links: Wolfgang Ligoolfgang Ligoolfgang Ligoolfgang Ligoolfgang Ligotzkytzkytzkytzkytzky, Christiane K, Christiane K, Christiane K, Christiane K, Christiane Kern, Carern, Carern, Carern, Carern, Carstststststen Lindemann, Len Lindemann, Len Lindemann, Len Lindemann, Len Lindemann, LV Helmut BahrV Helmut BahrV Helmut BahrV Helmut BahrV Helmut Bahr, Georg Schmid, Georg Schmid, Georg Schmid, Georg Schmid, Georg Schmid
(CSU), MdL Harald Schneider(CSU), MdL Harald Schneider(CSU), MdL Harald Schneider(CSU), MdL Harald Schneider(CSU), MdL Harald Schneider, Herber, Herber, Herber, Herber, Herbert Kt Kt Kt Kt Kern, Sepp Mehringerern, Sepp Mehringerern, Sepp Mehringerern, Sepp Mehringerern, Sepp Mehringer



Das Onl ine-Magazin der Gewerkschaft der Pol izei  in BayernDas Onl ine-Magazin der Gewerkschaft der Pol izei  in BayernDas Onl ine-Magazin der Gewerkschaft der Pol izei  in BayernDas Onl ine-Magazin der Gewerkschaft der Pol izei  in BayernDas Onl ine-Magazin der Gewerkschaft der Pol izei  in Bayern

      A      A      A      A      Ausgabe 7/20usgabe 7/20usgabe 7/20usgabe 7/20usgabe 7/201111100000
     Green NewsGreen NewsGreen NewsGreen NewsGreen News

Seite 2

mittleren Dienstes werden von der kos-
metisch so schön geredeten „Nullrunde“
hart betroffen sein. Die Zeche aus finan-
zieller Misswirtschaft sollen jetzt die Be-
amtinnen und Beamte und Versorgungs-
empfänger zahlen – das darf und kann
nicht sein. Auch im Tarifbereich werden
sich die GdP-Mitglieder eine Nullrunde
nicht gefallen lassen und sich notfalls mit
intelligenten Maßnahmen zu wehren wis-
sen, so Helmut Bahr weiter.
Carsten Lindemann, stellv. Landesvorsit-
zender aus München zeigte an seinem
eigenen persönlichen Beispiel auf, wie
die Streichung der Jubiläumszuwendun-
gen sich auf die Betroffenen auswirkt.
Nächstes Jahr wird er sein 25-jähriges
Dienstjubiläum für den Freistaat Bayern
„begehen“, denn von „feiern“ kann heut-
zutage wahrlich keine Rede mehr sein.
Bis vor kurzem Außendienstleiter (ADL)
in der Landeshauptstadt München, hat
auch er die in den letzten Jahren konti-
nuierlich steigende Arbeitsbelastung für
die Kolleginnen und Kollegen,
insbesondere im Schichtdienst, erfahren.
Es geht nicht um die paar Euro, die man
für das 25jähriges Dienstjubiläum be-
kommt, sondern um die Wertschätzung
der geleisteten Arbeit und die Signalwir-
kung auf die Betroffenen, die solch eine
Entscheidung mit sich bringt, so Carsten
Lindemann in seinem sehr persönlich und
mit großer Leidenschaft vorgetragenen
Statement. Beeindruckt hiervon sicherte
der Fraktionsvorsitzende Georg Schmid
hier eine nochmalige Überprüfung zu.
Man müsse die Auswirkungen und die
Einsparungen von Maßnahmen in einer
gewissen Relation sehen.
Wolfgang Ligotzky, Mitglied im geschäfts-
führenden Vorstand, machte deutlich und
mit Nachdruck auf die kommende Pen-
sionierungswelle ab 2015 aufmerksam.
Er forderte die rechtzeitige Ausbildung
von neuen Polizeibeamten in ausreichen-
der Zahl. Pro Jahr müssten nach Meinung
der GdP mind. 1000 neue Ausbildungs-
stellen zur Verfügung gestellt werden,
damit der Personalabgang in den Jahren
ab 2015 aufgefangen werden kann.
Herbert Kern vom geschäftsführenden
Landesvorstand und Vorsitzender der

Bezirksgruppe Mittelfranken kritisierte
die Aussetzung der Einzahlungen in den
Vorsorgefond. Wenn hier nicht rechtzei-
tig entsprechende Einzahlungen geleistet
werden (geplant waren mal 500 Euro pro
Monat und pro neu eingestellten Beam-
ten), dann wird unser Haushalt durch die

Pensionszahlungen so stark belastet wer-
den, dass dann diejenigen wieder die
Zeche bezahlen müssen, denen in 2011
durch eine Nullrunde die Sanierung des
Staatshaushaltes aufgezwungen wird.
In diesem Zusammenhang wies er auf die
Mogelpackung „Wer 20 Jahre Schicht-
dienst oder vergleichbar belastende
Dienste geleistet hat, der kann auf eige-
nen Antrag abschlagsfrei in Pension ge-
hen“ hin. Wie sich jetzt heraus stellte, wird
in einem solchen Fall die Ausgleichszah-
lung weg fallen. Die Ausgleichszahlung
von 4091 Euro wird dem Geburtsjahr
1955 letztmals voll bezahlt und dann
langsam stufenweise um 800,- Euro pro
Jahr abgeschmolzen. Er vermutet hinter
dieser Maßnahme kein Versehen des Ge-
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setzgebers, sondern eine bewusst herbei
geführte Maßnahme. Hierin wurde er vom
CSU-Fraktionsvorsitzenden Georg
Schmid bestätigt, dass man absichtlich
die Ausgleichszahlung mit dem Erreichen
der gesetzlichen Altersgrenze verbunden
hat.

Sepp Mehringer, Mitglied im Landesvor-
stand der GdP und zugleich Kreisvorsit-
zender von Nürnberg schilderte die un-
endliche Geschichte um dem Neubau der
PI Nürnberg-Süd. Hierzu erklärte der CSU-
Fraktionsvorsitzende, dass er durch die
Aktivitäten der GdP und durch Berichte
von Abgeordneten auf diesen Sachver-
halt bereits hingewiesen wurde und er
davon ausgehe, dass im kommenden
Doppelhaushalt  aus dem Sonderpro-
gramm „Aufbruch Bayern“ eine Lösung
zur Beendigung dieser Problematik ge-
funden wird.
Von den Besuchen bei der SPD- und der
FDP-Fraktion berichten wir in der nächs-
ten Woche in einer gesonderten Ausga-
be der Green News.
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Die Beschäftigten der Polizei erwarten
von den im kommenden Jahr beginnen-
den Tarifverhandlungen im öffentlichen
Dienst einen deutlichen Anstieg ihrer Ein-
kommen. Bei der Bekanntgabe der Ge-
werkschaftsforderungen am Dienstag, 14.
Dezember 2010, sagte der Bundesvor-
sitzende der Gewerkschaft der Polizei

(GdP), Bernhard Witthaut: „Wieder haben
alle in der Polizei arbeitenden Frauen und
Männer ein Jahr mit höchsten Arbeitsbe-
lastungen hinter sich. Das Lob der Politi-
ker für ihr Engagement und die hohe Qua-
lität ihrer Arbeit muss sich auch in klin-
gender Münze auszahlen.“

Ver.di, GdP, GEW und dbb-Tarifunion for-
dern in den zu Beginn des neuen Jahres
beginnenden Verhandlungen mit der Ta-
rifgemeinschaft deutscher Länder eine
Anhebung der Entgelte um einen Sockel-
betrag von 50 Euro und drei Prozent bei
einer Laufzeit von 14 Monaten sowie eine
Übernahmegarantie für die Auszubilden-
den. Witthaut: „Ein zentraler Punkt unse-
rer Forderung ist auch die Übernahme des
erzielten Verhandlungsergebnisses für die
Polizeibeamtinnen und -beamten in den
Ländern.“
Der Absicht der Arbeitgeber, die Entgelter-
höhung auf höchstens ein Prozent zu be-
grenzen, erteilte Witthaut eine klare Absa-
ge. Auch das Argument der Finanzkrise
zähle nicht. Witthaut: „Die Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes haben die Fi-
nanzkrise nicht verursacht und sind nicht
bereit, sie doppelt und dreifach zu bezah-
len.“ Die Absicht der Arbeitgeber, jede Ta-
riferhöhung mit Personalabbau zu bezah-
len, nannte Witthaut „empörend“. Witt-
haut: „Meine Kolleginnen und Kollegen
tragen täglich ihre Gesundheit zu Markte,
um die innere Sicherheit zu garantieren.
Auch die Sicherheit der öffentlichen Arbeit-
geber.“
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Gegen die von der sogenannten Wertheb-
ach-Kommission vorgeschlagene und von
Bundesinnenminister Thomas de Maizie-
re (CDU) geplante Fusionierung der Bun-
despolizei und des Bundeskriminalamtes
regt sich massiver Widerstand bei den
Innenministern der Länder. Auch die GdP
lehnt die Zusammenlegung der beiden
Bundesbehörden ab. Insbesondere im
BKA wird die Fusion mit Argusaugen be-
trachtet, da es nach Plänen der Wertheb-
ach-Kommission mit seinen 5.500 Be-
schäftigten in die Bundespolizei mit ih-
ren über 40.000 Beschäftigten eingeglie-
dert werden soll. Die Angst, von der Bun-
despolizei geschluckt zu werden, ist im
BKA derzeit das vorherrschende Gefühl.
Auch im Kreis der Innenminister der Län-
der regt sich Widerstand. Bayerns Innen-
minister Joachim Herrmann (CSU) be-

zeichnete die Fusionspläne in der SZ als
„sehr ungut“. Die geplante Fusion schaf-
fe neue Rivalitäten zwischen den Poli-
zeien von Bund und Ländern und berge
Gefahren für die eingespielte Kooperati-
on aufs Spiel. Die Geschichte der Län-
derpolizeien sei laut Herrmann „eine Er-
folgsgeschichte, die man nicht aufs Spiel
setzen“ dürfe.
Der GdP-Bundesvorsitzende Bernhard
Witthaut schloss sich der Skepsis an. In
einem Interview mit der SZ meinte er:
„Das BKA hat international einen hohen
Stellenwert. Dieser Ruf wird durch die
Fusionspläne in Frage gestellt. Diese
Reform brauchen wir ganz gewiss nicht.
Wir haben genug andere Probleme. Sich
aus einer Verschmelzung beider Behör-
den ergebende Synergieeffekte liegen
nicht auf der Hand.“ Witthaut befürchte

einen Etikettenschwindel auf dem Rücken
der inneren Sicherheit.
Als „mutlos“ bezeichnete GdP-Bundesvor-
sitzender Witthaut außerdem die Empfeh-
lung der Werthebach-Kommission, von der
Schaffung einer Bundesfinanzpolizei ab-
zusehen. Witthaut: „Das Verbleiben der
operativen Einheiten des Zolls innerhalb
der Zollverwaltung ist eine vertane Chan-
ce. Die Kommission entscheidet damit
gegen eine wirksamere Bekämpfung von
Schmuggel, Geldwäsche, Finanz-, Wirt-
schafts- und Betrugskriminalität sowie il-
legaler Beschäftigung. Eine aus der Zoll-
verwaltung herausgelöste Bundesfinanz-
polizei wäre die richtige und schnelle Ant-
wort auf zersplitterte Dienststellen und
ineffiziente Doppelzuständigkeiten gewe-
sen.“


